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10 AZR 364/94
10 Sa 1372/93 Hamm

Im Kamen des Volkes!
Verkündet am 
11. Oktober 1995 UrteilSusdorf,
Reg.-Sekretär
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

pp.

hat der Zehnte Senat des Bundesarbeitsgerichts gern. § 128 
Abs. 2 ZPO in der Sitzung vom 11. Oktober 1995 durch den
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Vorsitzenden Richter Dr. h.c. Matthes, die Richter Dr. Frei­
tag und Bock sowie die ehrenamtlichen Richter Lindemann und 
Großmann für Recht erkannt:

1. Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Hamm vom 18. März 
1994 - 10 Sa 1372/93 - teilweise aufgehoben.

2. Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil 
des Arbeitsgerichts Gelsenkirchen vom
30. April 1993 - 3 Ca 429/93 - teilweise abge­
ändert und insgesamt wie folgt neu gefaßt:

Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 
1.224,00 DM brutto nebst 4 % Zinsen aus dem 
hieraus sich ergebenden Nettobetrag seit 
dem 18. Februar 1993 zu zahlen.

3. Im übrigen wird die Klage abgewiesen.
4. Die Kosten des Rechtsstreits tragen die Par­

teien je zur Hälfte.
V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten über die Zahlung eines 13. Monatsein­
kommens für das Jahr 1992.

Der 1934 geborene Kläger war seit dem 3. November 1969 bei 
der Beklagten als Fassadenfacharbeiter zu einem Gesamttarifstun­
denlohn von 24,—  DM brutto beschäftigt. Das Arbeitsverhältnis 
endete durch gerichtlichen Vergleich zum 31. März 1993.

Auf das Arbeitsverhältnis der Parteien fand der Tarifvertrag 
über die Gewährung eines 13. Monatseinkommens im Baugewerbe vom 
27. April 1990 (im folgenden: TV 13. ME-Baugewerbe) Anwendung.
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§ 2 TV 13. ME-Baugewerbe lautet - soweit hier von Bedeu—  
tung - wie folgt:

(1) Arbeitnehmer, deren Arbeitsverhältnis am 
30. November des laufenden Kalenderjahres 
(Stichtag) mindestens 12 Monate ununterbro­
chen besteht, haben Anspruch auf ein
13. Monatseinkommen. Es beträgt ... ab
1. Januar 1992 10,7 v.H. ihres in der Zeit 
vom 1. Dezember des Vorjahres bis zum Stichtag (BerechnungsZeitraum) erzielten 
Arbeitsentgelts, mindestens jedoch das 102- 
fache ihres in der Lohntabelle ausgewiese­
nen GesamttarifStundenlohnes (Mindestbe­
trag) .

(2)
(3)
(4) Arbeitnehmer, deren Arbeitsverhältnis durch 

ordentliche Kündigung des Arbeitgebers oder 
durch Fristablauf vor dem Stichtag endet 
und deren Arbeitsverhältnis im Zeitpunkt 
des Ausscheidens mindestens drei Monate un­
unterbrochen bestanden hat, haben gleich­
falls Anspruch auf ein anteiliges 13. Mo­
natseinkommen .
Es beträgt mindestens für jeden vollen Be- 
schäftigüngsmonat in diesem Arbeitsverhält­
nis seit dem 1. Dezember des Vorjahres 1/12 
des Mindestbetrages gern. Abs. 1. Der An­
spruch besteht auch dann, wenn das Arbeits­
verhältnis von dem Arbeitnehmer gekündigt 
wird, um die Voraussetzungen für den Bezug 
einer Rente aus der gesetzlichen Sozialver­
sicherung zu schaffen, oder wenn es einver­
nehmlich aufgehoben wird.

(5)

Seit dem 1. August 1991 war der Kläger durchgehend arbeits­
unfähig erkrankt. Nach Ablauf der Lohnfortzahlung erhielt er zu­
nächst Krankengeld und sodann rückwirkend ab dem 1. August 1991 
eine Berufsunfähigkeitsrente. Unter (vollständiger) Anrechnung
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der Berufsunfähigkeitsrente bezog er ab dem 1. Juni 1992 Arbeits­
losengeld nach § 105 a AFG, nachdem die Beklagte zuvor gegenüber 
dem Arbeitsamt auf das Direktionsrecht gegenüber dem Kläger ver­
zichtet hatte.

Der Kläger ist der Ansicht, ihm stehe für das Jahr 1992 ein 
13. Monatseinkommen in Höhe von 102 Stundenlöhnen unabhängig 
davon zu, daß er während des ganzen Bezugszeitraumes vom 1. De­
zember 1991 bis zum 30. November 1992 nicht gearbeitet habe.

Der Kläger hat beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an ihn 2.448,—  DM 
brutto nebst 4 % Zinsen aus dem sich ergebenden 
Nettobetrag seit dem 18. Februar 1993 zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.

Sie ist der Ansicht, der Kläger habe keinen Anspruch auf ein 
13. Monatseinkommen für 1992, weil er während des Bezugszeitrau­
mes nicht gearbeitet habe.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Die Berufung 
der Beklagten blieb ohne Erfolg:. Mit der vom Landesarbeitsgericht 
zugelassenen Revision verfolgt die Beklagte ihren Abweisungsan­
trag weiter.
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E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision der Beklagten ist zum Teil begründet. Dem Klä­
ger steht für 1992 nur eine anteilige Sonderzuwendung zu.

1. Das Landesarbeitsgericht hat zur Begründung seiner Entschei­
dung ausgeführt, daß die fehlende tatsächliche Arbeitsleistung 
des Klägers im Bezugszeitraum den Anspruch auf die Sonderzahlung 
nicht ausschließe. Weder der Verzicht der Beklagten gegenüber dem 
Arbeitsamt auf das Direktionsrecht noch der Bezug von Arbeitslo­
sengeld bzw. Berufsunfähigkeitsrente führe zum Wegfall des An­
spruchs auf das 13. Monatseinkommen.

Mit dieser Begründung kann dem Klageanspruch nicht stattge­
geben werden.

2. a) Zutreffend geht das Landesarbeitsgericht allerdings davon 
aus, daß auch ein Arbeitnehmer, der während des ganzen maßgebli­
chen Bezugszeitraumes vom 1. Dezember des Vorjahres bis zum
30. November des laufenden Kalenderjahres arbeitsunfähig krank 
ist, Anspruch auf das 13. Monatseinkommen in Höhe von 102 Tarif- 
stundenlöhnen hat. Dies entspricht der Rechtsprechung des Senats 
seit seiner Entscheidung vom 17. Dezember 1992 (- 10 AZR 427/91 - 
AP Nr. 148 zu § 611 BGB Gratifikation) gerade für den TV 13. ME- 
Baugewerbe vom 27. April 1990. Eine bloße lang andauernde Ar­
beitsunfähigkeit bzw. der Bezug von Krankengeld oder Berufsun­
fähigkeitsrente läßt den Anspruch noch nicht entfallen.

6
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


10 AZR

-  6 -

b) In seiner Entscheidung vom 28. September 1994 ( - 
805/93 - AP Nr. 168 zu § 611 BGB Gratifikation) hat der Senat je­
doch im einzelnen ausgeführt und begründet, daß dem Arbeitnehmer 
die tarifliche Sonderzahlung nicht zusteht, wenn er nach langer 
Arbeitsunfähigkeit und Aussteuerung durch die Krankenkasse zu­
nächst Arbeitslosengeld nach § 105 a AFG und später eine Rente 
beantragt und der Arbeitgeber gegenüber dem Arbeitsamt auf das 
Direktionsrecht gegenüber dem Arbeitnehmer verzichtet hat, auch 
wenn das Arbeitsverhältnis rechtlich fortbesteht. In einem sol­
chen Falle sind die durch das an sich fortbestehende Arbeitsver­
hältnis begründeten Bindungen von Arbeitnehmer und Arbeitgeber in 
einer Weise gelockert, die es rechtfertigen, anzunehmen, daß ein 
Arbeitsverhältnis im Sinne des TV 13. ME-Baugewerbe, das Grund­
lage für den Anspruch auf die Sonderzahlung ist, nicht mehr be­
steht.

An dieser Rechtsprechung hält der Senat fest.

Wenn der Kläger darauf verweist, daß es in solchen Fällen 
durchaus auch wieder zu einer Reaktivierung des Arbeitsverhält­
nisses kommen kann, wenn eine Rente abgelehnt wird oder sich der 
Gesundheitszustand des Arbeitnehmers bessert, so kommt es darauf 
nicht an. Maßgebend ist, von welchen Erwartungen die Vorstellun­
gen der Parteien während des Bezugszeitraumes geprägt waren und 
wie die sichtbaren Verlautbarungen dieser Erwartungen während 
dieses Zeitraumes weiterwirken. Das rechtlich fortbestehende Ar­
beitsverhältnis mag in solchen Fällen die Reaktivierung erleich­
tern, das ändert aber nichts daran, daß bis dahin nur ein "forma­
les" Arbeitsverhältnis bestand, das nach der Entscheidung des Se-
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nats kein Arbeitsverhältnis mehr ist, das nach dem Zuwendungs-TV 
einen Anspruch auf die Sonderzahlung auch ohne Arbeitsleistung 
begründet.

Ausgehend davon stünde dem Kläger für das Jahr 1992 eine 
Sondeizahlung nicht zu.

3. im vorliegenden Fall hat die Beklagte allerdings erst ab dem 
1. Juni 1992 und damit in der Mitte des maßgeblichen Bezugszeit­
raumes (1. Dezember 1991 bis 30. November 1992) auf ihr Direkti­
onsrecht gegenüber dem Arbeitsamt verzichtet und dadurch dem Ar­
beitnehmer den Bezug von Arbeitslosengeld ermöglicht. Dieser Um­
stand erfordert eine andere rechtliche Beurteilung.

Nach § 2 Abs. 4 TV 13. ME-Baugewerbe erhält der Arbeitneh­
mer, dessen Arbeitsverhältnis vor dem Stichtag, dem 30. November, 
rechtlich beendet wird, ein anteiliges 13. Monatseinkommen, wenn 
er das Arbeitsverhältnis kündigt, um die Voraussetzungen für den 
Bezug einer Rente aus der gesetzlichen Sozialversicherung zu 
schaffen, oder wenn das Arbeitsverhältnis einvernehmlich aufgeho­
ben wird. Hätte der Kläger sein Arbeitsverhältnis zum 30. Juni 
1992 gekündigt, um Arbeitslosengeld und später eine Rente zu be­
antragen, oder hätten die Parteien das Arbeitsverhältnis zu die­
sem Zeitpunkt aus diesem Grunde einvernehmlich beendet, stünde 
dem Kläger ein anteiliges 13. Monatseinkommen in Höhe von 6/12 
des Mindestbetrages zu.

Im vorliegenden Falle haben die Parteien das Arbeitsverhält­
nis zwar nicht rechtlich vollständig beendet, sie haben jedoch
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ihre Bindungen aus dem rechtlich fortbestehenden Arbeitsverhält­
nis soweit gelockert, daß nach der Rechtsprechung des Senats ein 
Arbeitsverhältnis, das Grundlage für den Bezug des 13. Monatsein­
kommens sein kann, nicht mehr besteht. Das vom TV 13. ME-Bauge- 
werbe für den Bezug der Sonderzahlung vorausgesetzte Arbeitsver­
hältnis ist damit ebenso beendet worden, wie es bei einer auch 
rechtlichen Beendigung des Arbeitsverhältnisses insgesamt der 
Fall gewesen wäre. Das rechtfertigt es, dem Arbeitnehmer auch in 
einem solchen Falle einen Anspruch auf eine anteilige Sonderzu­
wendung zuzuerkennen.

• Dem Kläger stehen daher für das Jahr 1992 6/12 des Mindest­
betrages des 13. Monatseinkommens für dieses Jahr zu. Soweit er 
die volle Sonderzahlung begehrt, ist seine Klage unbegründet.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 92 ZPO.

Matthes Dr. Freitag Bock
Lindemann Großmann
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